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Antrag
!Titel!

Antrag der SPD-Fraktion vom 04.06.2013 betr. „Auch Clean- oder Green-Fracking
muss im Landkreis Kassel verhindert werden“ 
!Titel!

Beratungsfolge:

Gremium am Top Status
Ausschuss für Umwelt- und
Verbraucherschutz, Abfallwirtschaft
und Energie

26.06.2013 3 öffentlich

Haupt- und Finanzausschuss 01.07.2013 10 öffentlich
Kreistag 03.07.2013 13 öffentlich

Beschlussvorschlag:

1. Der  Kreistag  des  Landkreises  Kassel  begrüßt,  dass  das  zuständige  Bergamt  des
Regierungspräsidiums  Darmstadt  den  Antrag  auf  Aufsucherlaubnis  für  Nordhessen
versagt hat. Der Kreistag sieht darin den Erfolg der engagierten Bürgerinitiativen und
dem weitestgehend geschlossenen Auftreten der kommunalen Familie in Nordhessen.

2. Der  Kreistag  nimmt  zur  Kenntnis,  dass  das  Hessische  Landesamt  für  Umwelt  und
Geologie (HLUG) in einem Teilbereich des Landkreises (zwischen Zierenberg und dem
Reinhardswald)  grundsätzlich  eine  Aufsuchung von „Shale“  Gas mittels  Fracking  für
genehmigungsfähig hält. Er bekräftigt jedoch seinen Beschluss vom 4. Mai 2012 gegen
Erkundungs-  und Förderungsmaßnahmen von Erdgas mit der sogenannten Fracking-
Technologie im Kreisgebiet.
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3. Für  den  Kreistag  des  Landkreises  Kassel  sind  die  derzeit  diskutierten  zukünftigen
Verfahren des sogenannten „Clean- bzw. Green-Fracking“ ebenfalls nicht geeignet, um
unser  Trink-  und  Grundwasser  zu  schützen,  da  auch  diese  Förderverfahren  die
Problematik des giftigen Lagerstättenwassers außer Acht lassen.

4. Der Kreistag äußert sein Unverständnis darüber, dass der hessische Ministerpräsident
Bouffier – trotz der Ablehnung des Aufsuchantrags für das Gebiet „Adler South“ durch
seine Umweltministerin - zukünftig auch in Hessen Erdgasförderung mittels Fracking für
möglich hält.

5. Der  Kreistag  fordert  den  Bundes-  und  Landesgesetzgeber  auf,  alle  Maßnahmen zu
ergreifen,  um  die  Erdgasförderung  mittels  Fracking  dauerhaft  und  rechtssicher  zu
verhindern.

Begründung:

Aufgrund  der  Diskussionen  der  letzten  Wochen  und  Monate  ist  eine  erneute
Positionierung des Kreistages zum Thema Fracking dringend erforderlich.

Ulrike Gottschalck

Anlage/n:

Beschreibung
Antrag der SPD-Fraktion vom 04.06.2013


